Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/635 

20. 06. 77 

Sachgebiet 7 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Beibehaltung der Regelungen, 
mit denen die Einfuhr bestimmter Unterkleidung aus Gewirken mit Ursprung 
in der Republik Indien in das Vereinigte Königreich von der Vorlage einer 


Genehmigung abhängig gemacht wird 

»EG-Dok. S/847/77 (COM ER 165)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
des Rates vom 4. Juni 1974 betreffend die gemein- 
same Einfuhrregelung^), insbesondere auf Artikel 
13, 

nach Konsultationen in dem mit Artikel 5 der 
oben genannten Verordnung eingesetzten Beraten- 
den Ausschuß, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 842/77 der Kommis- 
sion vom 25. April 1977 2) wurden Regelungen für 
die Einfuhrgenehmigung bestimmter Unterkleidung 
aus Gewirken mit Ursprung in der Republik Indien 
in das Vereinigte Königreich eingeführt. 

Der Sachverhalt, der zur Einführung der Regelung 
führte, liegt weiterhin vor, weshalb es notwendig 
ist, daß diese Regelungen bis zum 31. Dezember 
1977 in Kraft bleiben. 

Für die Verwaltung der vorerwähnten Regelun- 
gen muß eine genauere Beschreibung der spezifisch 
betroffenen Waren festgelegt werden — 

ü ABI. EG Nr. L 159 vom 15. Juni 1974, S. 1 
-9 ABI. EG Nr. L 103 vom 27. April 1977, S. 22 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die mit Verordnung (EWG) Nr. 842/77 eingeführ- 
ten Regelungen, mit denen die Einfuhr bestimm- 
ter Unterkleidung aus Gewirken mit Ursprung in 
der Republik Indien in das Vereinigte Königreich 
von der Vorlage einer Genehmigung abhängig 
gemacht wird, bleiben bis zum 31. Dezember 1977 
in Kraft. 

2. Zur Anv/endung der Verordnung (EWG) Nr. 
842/77 gilt die Warenbezeichnung „T-shirts" für: 

ein leichtes Kleidungsstück in der Art von Unter- 
hemden, nicht aus Wolle, mit nur die Schulter 
bedeckenden Flügelärmeln oder anderen kurzen 
Ärmeln, ohne Taschen und Kragen und ohne 
Ausschnitt auf der Vorder- oder Rückseite, nur 
gerade geschnitten, das von Personen beiderlei 
Geschlechts getragen werden kann. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Diese Verordnung ist in allen 
ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

1. Das von Indien und der Gemeinschaft geschlos- 
sene bilaterale Abkommen über den Handel mit 
Textilerzeugnissen bestimmt, daß auf Antrag der 
Gemeinschaft Konsultationen stattfinden, sofern die 
Lage auf dem Gemeinschaftsmarkt die echte Gefahr 
einer Marktzerrüttung in sich birgt. Eine der Waren, 
auf die ein derartiges Verfahren angewendet werden 
kann, sind „T-shirts" aus Gewirken für Männer (BZS 
ex 60.04). 

2. Die Gemeinschaft hat sich auf dieses Verfahren 
für den Markt des Vereinigten Königreiches in 
einer Verbalnote berufen, die der indischen Mission 
in Brüssel am 4. November 1976 übermittelt wurde. 
Im Januar 1977 fanden in New Delhi Konsultatio- 
nen mit den indischen Behörden statt, die zu keinem 
Ergebnis führten. Bei dieser Gelegenheit hatte die 
Delegation der Gemeinschaft die indischen Behör- 
den offiziell ersucht, die Ausfuhr der betreffenden 
Waren in das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 5 
Abs. 5 des bilateralen Abkommens zu beschränken. 

3. Derartige Einfuhrbeschränkungen werden nur 
dann wirksam sein, wenn sie mit einem Einfuhr- 
kontrollsystem, wie es im bilateralen Abkommen 
vorgesehen ist, gekoppelt werden. 

Um zu vermeiden, daß die Beschränkungen wäh- 
rend der Dauer der Konsultationen mit Indien um- 
gangen werden, beschloß die Kommission gemäß 
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 mit 
der Annahme der Verordnung (EWG) Nr. 842/77 


vom 25. April 1977 ^), diese Einfuhrkontrolle einzu- 
führen. Die mit dieser Verordnung festgelegte Ein- 
fuhrregelung stimmt - was das Gesamtvolumen der 
Waren, ihren Anwendungszeitraum und den Grund- 
satz angeht, daß die Einfuhr von durch die Behör- 
den Indiens erteilten Ausfuhrlizenzen abhängig ge- 
macht wird - mit Artikel 5 des vorgenannten Ab- 
kommen überein. 

4. Die Konsultationen zwischen der Gemeinschaft 
und Indien über diese Frage wurden vom 2. bis 
4. Mai 1977 fortgesetzt, ohne daß es zu einer Eini- 
gung kam, da Indien den Standpunkt vertritt, daß 
die Voraussetzungen für die Anwendung von Schutz- 
maßnahmen nicht erfüllt sind. 

Die Kommission ist dagegen wie auch die briti- 
schen Behörden der Auffassung, daß das vom Ver- 
einigten Königreich vorgelegte statistische Material 
beweist, daß eine Liberalisierung der Einfuhren von 
: „T-shirts" aus Indien der Gemeinschaftsindustrie 
; großen Schaden zufügen könnte, so daß die Voraus- 
! Setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnah- 
' men gemäß Artikel 5 des bilateralen Abkommens er- 
; füllt sind. 

! 5. Daher schlägt die Kommission dem Rat vor, 
^ durch Annahme des nachstehenden Verordnungs- 
entwurfes zu beschließen, die unter vorstehendem 
Punkt 3 genannten vorläufigen Schutzmaßnahmen 
beizubehalten, die sechs Wochen nach ihrem Inkraft- 
treten, d. h. am 8. Juni 1977, auslaufen würden, wenn 
sie nicht vom Rat bestätigt werden. 

M ABI. EG Nr. L 103 vom 27. April 1977, S. 22 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 16. Juni 1977 - 14 - 680 70 - E - Zo 175/77: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 31. Mai 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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